Deutscher Bundestag 
7. Wahlperiode 


Drucksache 7/4846 

10. 03. 76 


Sachgebiet 7100 


Bericht und Antrag 

des Ausschusses für Wirtschaft (9. Ausschuß) 


zu dem von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Titels IV der Gewerbeordnung 
— Drucksache 7/3859 ~ 

A. Zielsetzung 

Die Vorschriften des Titels IV der Gewerbeordnung über den 
„Marktverkehr" auf behördlich festgesetzten Märkten und 
Messen sind weitgehend noch auf die Produktions- und Ab- 
satzverhältnisse früherer Jahrzehnte abgestellt. Diese Verhält- 
nisse und mit ihnen die Vertriebsformen haben sich inzwischen 
wesentlich gewandelt. Ziel des Gesetzentwurfs ist es, die Be- 
stimmungen des Titels IV der Gewerbeordnung dieser Ent- 
wicklung anzupassen. Hierbei ist auch dem gestiegenen Bedürf- 
nis nach Markttransparenz Rechnung zu tragen. Gleichzeitig 
soll die durch z, T. unterschiedliche Auslegung und Anwen- 
dung der bestehenden Vorschriften entstandene Rechtsun- 
sicherheit beseitigt werden. Außerdem sollen die dem Titel III 
der Gewerbeordnung zuzuorcjnenden Volksfeste in die neue 
gesetzliche Regelung einbezogen werden. 


B. Lösung 

Die derzeit geltenden Vorschriften sollen durch eine den ver- 
änderten Verhältnissen in diesem Bereich Rechnung tragende 
Neufassung des Titels IV der Gewerbeordnung ersetzt werden. 

Der Gesetzentwurf sieht im Interesse der Rechtsklarheit und 
der Markttransparenz Begriffsbestimmungen für die einzelnen 
Veranstaltungstypen vor, und zwar für Messen, Ausstellungen, 
Großmärkte, Wochenmärkte, Spezial- und Jahrmärkte sowie für 
Volksfeste. Nach geltendem Recht entscheiden die zuständigen 
Behörden nach ihrem Ermessen über die Festsetzung einer 
Marktveranstaltung und dadurch über die hiermit verbundenen 
Privilegien. Demgegenüber räumt der Entwurf dem Antrag- 
steller bei Vorliegen der im Gesetz aufgestellten Voraussetzun- 
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gen einen Rechtsanspruch auf behördliche Festsetzung der Ver- 
anstaltung ein. 

Die Neufassung der Vorschriften des Titels IV der Gewerbe- 
ordnung soll schließlich zur Beseitigung verschiedener Zweifels- 
fragen in diesem Bereich beitragen und eine einheitliche Rechts- 
anwendung im Bundesgebiet sicherstellen. 

Einmütigkeit im Aussdiuß 


C. Alternativen 

keine 


D. Kosten 

keine 
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A. Bericht des Abgeordneten Dr. Schachtschabei 


I. 

Der Gesetzentwurf — Drucksache 7/3859 — wurde 
vom Deutschen Bundestag in der 184. Sitzung am 
17. September 1975 in erster Lesung beraten und 
an den Ausschuß für Wirtschaft überwiesen. 

Der Ausschuß für Wirtschaft hat den Gesetzentwurf 
in seinen Sitzungen am 16. Oktober 1975 und 18. Fe- 
bruar 1976 beraten. 

II. 

Im Zuge der Modernisierung der Gewerbeordnung 
hat die Bundesregierung mit ihrem Gesetzentwurf 
jetzt eine Neufassung des Titels IV der Gewerbe- 
ordnung „Messen, Ausstellungen und Märkte" vor- 
gelegt. Erstmals schlägt die Bundesregierung in ihrem 
Entwurf Legaldefinitionen für die Messen, Ausstel- 
lungen, Großmärkte, Wochenmärkte, Spezialmärkte 
und Jahrmärkte vor. Diese Begriffsbestimmungen 
sollen der Rechtssicherheit und der Markttranspa- 
renz dienen. Insgesamt hat der Entwurf zum Ziel, die 
für diese Veranstaltungen geltenden Vorschriften 
an die veränderten Wirtschaftsbedingungen anzu- 
passen. Dies gilt insbesondere für die neu in das 
Gesetz aufzunehmenden Ausstellungen und Groß- 
märkte und die Regelung der Untersagungsmöglich- 
keiten. Im Gegensatz zum geltenden Recht soll jetzt 
der Veranstalter, wenn er die im Gesetzentwurf 
festgelegten Voraussetzungen erfüllt, einen Rechts- 
anspruch auf behördliche Festsetzung erhalten. 

Der Ausschuß hat dem Gesetzentwurf im Grund- 
satz und in seiner Systematik zugestimmt. Er hat 
jedoch geprüft, inwieweit die Volksfeste in diese 
Neuregelung einbezogen werden können, da eine 
Petition der Verbände des ambulanten und des 
Schaustellergewerbes vorlag. Die Petenten wollen 
durch eine gesetzliche Regelung sichergestellt wis- 
sen, daß die Märkte und Volksfestplätze nicht ohne 
zwingenden Grund aufgehoben werden können. Im 
Falle einer notwendigen Aufhebung sollte ein An- 
spruch auf wertgleichen Ersatz gewährt werden. Bei 
Neusiedlungen und entsprechenden städtebaulichen 
Veränderungen sollten Markt- und Festplätze neu 
geschaffen werden. 

Der Ausschuß hat diesen Wünschen nur insoweit 
folgen können, als durch die Einbeziehung der 
Volksfeste und Märkte in die Festsetzungsregelung 
gemäß §§ 69 ff. den Veranstaltern für die Dauer der 
Festsetzung eine Rechtssicherheit gegeben wird. 
Eine weitergehende Sicherung der Volksfeste in 
der Gewerbeordnung ist im Hinblick auf die Pla- 
nungshoheit der Gemeinden verfassungsrechtlich 
nicht möglich. 

Durch die Einbeziehung der Volksfeste in die Ge- 
werbeordnung soll für die Veranstalter nicht nur das 
Festsetzungsverfahren gelten, sondern die Veran- 


stalter von Volksfesten erhalten auch die Möglich- 
keit, 

— an Spezial- und Jahrmärkten teilzunehmen 
{§ 68 Abs. 3) und das Recht, 

— bei ihren Veranstaltungen alkoholfreie Ge- 
tränke und zubereitete Speisen ohne beson- 
dere Erlaubnis abzugeben (§ 60 b Abs. 2, 
§ 68 a). 

Schließlich werden die Volksfeste auch in die 
Vergütungsregelung des § 71 einbezogen. 

Die Definition des Begriffs „Volksfest" konnte 
allerdings nicht im Rahmen des Titels IV erfolgen. 
Sie mußte vielmehr in den Titel III durch Einfügung 
eines § 60 b vorgesehen werden, weil Volksfeste 
ihrem Veranstaltungscharakter nach dem Reise- 
gewerbe zuzuordnen sind. 

Der Ausschuß hofft, durch die vorgesehene Er- 
gänzung des Titels IV einen Beitrag zur wirtschaft- 
lichen Sicherung des ambulanten und Schausteller- 
gewerbes zu leisten. 

Darüber hinaus hat der Ausschuß die von der 
Bundesregierung vorgeschlagene Neuregelung des 
Titels IV unter folgenden Gesichtspunkten geprüft: 

a) Einschränkung von Verkäufen an Letzt Verbrau- 
cher auf Messen und Großmärkten 

Der Ausschuß wollte sicherstellen, daß Messen 
und Großmärkte ihren Charakter als Wiederver- 
kaufsveranstaltungen bewahren. Das Recht zu Ver- 
käufen an Letztverbraucher soll nur noch in den 
Fällen, in denen ein wirtschaftliches Bedürfnis be- 
steht, zugestanden werden. 

Dieser Klarstellung dienen einmal die Änderun- 
gen des § 64 und zum anderen die Ersetzung des 
Wortes „überwiegend" durch die Worte „im we- 
sentlichen" in § 66. 

b) Vergütungsregelung 

Der Ausschuß hat geprüft, ob in § 71 eine Klar- 
stellung erfolgen sollte, die eine restriktive Anwen- 
dung der Vergütungsregelung gewährleistet. Der 
Ausschuß wollte vermieden wissen, daß alle Ge- 
meinkosten einer Verwaltung in die Gebührenkal- 
kulation eingehen. Diese Kosten sollten nur inso- 
weit berücksichtigt werden, als sie im unmittelbaren 
Zusammenhang mit der jeweiligen Veranstaltung 
stehen. 

Der Ausschuß glaubt, daß diese Feststellung im 
Bericht ausreichen wird, um die angestrebte restrik- 
tive Anwendung der Regelung nach § 71 sicherzu- 
stellen. 
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c) Marktaussdiuß 

Dem Ausschuß waren Wünsche bekannt, die dar- 
auf abzielten, daß die Veranstalter von Märkten und 
Volksfesten am Festsetzungsverfahren beteiligt 
würden. Zu diesem Zweck sollte ein Marktausschuß 
eingerichtet werden, in dem die Marktbeschicker 
angemessen vertreten sein sollten. Dieser Ausschuß 
sollte ein echtes Mitwirkungsrecht bei der Festset- 
zung der einzelnen Veranstaltungen erhalten. Der 
Wirtschaftsausschuß sah sich außerstande, den 
Marktbeschickern so weitgehende Mitwirkungs- 
rechte zu gewähren, weil bei einem Veto einzelner 
Beschicker die Veranstaltung in Frage gestellt wer- 
den könnte. Um den Interessen der Marktbeschicker 
gerecht zu werden, glaubt der Ausschuß, daß ein 
Anhörungsrecht im Einzelfall ausreichen wird. Hier- 
zu bedarf es nach Auffassung des Ausschusses kei- 
ner besonderen gesetzlichen Regelung. Es genügt 
vielmehr, daß die Verwaltungsvorschriften ein ent- 
sprechendes Anhörungsrecht vorsehen. 

Das Bundeswirtschaftsministerium hat zugesagt, 
seinen Einfluß geltend zu machen, daß in den Ver- 
waltungsvorschriften ein Anhörungsverfahren in Zu- 
kunft vorgesehen wird. 

d) Festsetzungsverfahren 

Außer der Einbeziehung der Volksfeste in das 
Festsetzungsverfahren hat der Ausschuß geprüft, ob 
Märkte und Volksfeste einen Festsetzungsbescheid 
auf Dauer erhalten können, wenn keine Gründe des 
öffentlichen Interesses entgegenstehen. Der Aus- 
schuß hat es für zweckmäßig gehalten, diese Festset- 
zungen auch nur für einen längeren Zeitraum vorzu- 
sehen, um den zuständigen Behörden eine größere 
Flexibilität zu geben. Er hat dies in § 69 Abs. 1 
durch die Einfügung der Worte „für einen länge- 
ren Zeitraum oder" klargestellt. 


e) Zusätzliche Änderungen des Regierungsentwurfs 

1. Verpflichtung zur Anbringung von Name oder 
Firma 

Die Verpflichtung zur Anbringung von Name oder 
Firma erstreckt sich nach dem geltenden Recht 
(§ 15 a) nur auf die Inhaber offener Verkaufsstellen 
sowie von Gast- und Schankwirtschaften. Nicht er- 
faßt wird das Dienstleistungsgewerbe, das in einer 
offenen Betriebsstätte seine Dienste anbietet und 
Leistungen erbringt, wie z. B. Reinigungs- und Fär- 
bereibetriebe. Im Interesse eines erweiterten Ver- 
braucherschutzes erschien es dem Ausschuß erforder- 
lich, auch für die Betriebsstätten eine Verpflichtung 
zur Anbringung von Name oder Firma vorzuschrei- 
ben. Diesem Zweck dienen die vorgeschlagenen 
Änderungen des § 15 a. 

2. Freistellung der kreditvermittelnden Warenver- 
käufer von der Erlaubnispflicht nach § 34 c 

Der Ausschuß schlägt vor, die kreditvermitteln- 
den Warenverkäufer in den Freistellungskatalog des 
§ 34 c Abs. 5 aufzunehmen. Diese Gewerbetreiben- 
den benötigen schon eine Erlaubnis nach dem Ge- 
setz über die Berufsausübung im Einzelhandel, bei 
deren Erteilung die Zuverlässigkeit geprüft wird. 
Sie unterliegen im übrigen auch der Informations- 
pflicht nach dem Abzahlungsgesetz. 

Der Ausschuß hält es für unzumutbar, für dieses 
Gewerbe noch eine zusätzliche Erlaubnispflicht nach 
der Gewerbeordnung beizubehalten, die ihm un- 
nötige Belastungen bringt. Der Schutz der Verbrau- 
cher ist durch die übrigen Rechtsvorschriften hin- 
reichend gewährleistet. 

Namens des Ausschusses bitte ich das Hohe Haus, 
dem Gesetzentwurf in der vorliegenden Fassung zu- 
zustimmen. 


Bonn, den 10. März 1976 


Dr. Sdiachtschabel 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 7/3859 — in der aus der Anlage ersichtlichen 
Fassung mit der Überschrift „Gesetz zur Änderung des Titels IV und anderer 
Vorschriften der Gewerbeordnung“ anzunehmen. 


Bonn, den 10. März 1976 


Ausschuß für Wirtschaft 


Dr. Narjes 

Vorsitzender 


Dr, Sdiachtschabel 

Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes 
zur Änderung des Titels IV der Gewerbeordnung 
— Drucksache 7/3859 — 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Wirtschaft (9. Ausschuß) 


Entwurf 


Beschlüsse des 9. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Titels IV Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Titels IV 
der Gewerbeordnung und anderer Vorschriften der Gewerbeordnung 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 


Artikel 1 


Die Gewerbeordnung wird wie folgt geändert: Die Gewerbeordnung wird wie folgt geändert: 


01. Titel II (Stehendes Gewerbe) wird wie folgt ge- 
ändert: 

a) § 15 a wird wie folgt geändert: 

aa) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Gewerbetreibende, die eine offene 
Verkaufsstelle haben, eine Gast- oder 
Schankwirtschaft betreiben oder eine 
sonstige offene Betriebsstätte haben, sind 
verpflichtet, ihren Familiennamen mit 
mindestens einem ausgeschriebenen Vor- 
namen an der Außenseite oder am Ein- 
gang der offenen Verkaufsstelle, der 
Gast- oder Schankwirtschaft oder der son- 
stigen offenen Betriebsstätte in deutlich 
lesbarer Schrift anzubringen." 

bb) In Absatz 3 erhält Satz 2 folgende Fas- 
sung: 

„Juristische Personen, die eine offene 
Verkaufsstelle haben, eine Gast- oder 
Schankwirtschaft betreiben oder eine son- 
stige offene Betriebsstätte haben, haben 
ihre Firma oder ihren Namen in der in 
Absatz 1 bezeichneten Weise anzubrin- 
gen." 


siehe Nummer 2 b) § 24 wird wie folgt geändert: 

In Absatz 1 Nr. 2 werden die Worte „nach 
Bundes- oder Landesrecht zuständigen" er- 
setzt durch die Worte „nach Bundesrecht zu- 
ständigen oder gemäß § 155 Abs. 2 bestimm- 
ten". 
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c) § 34 c wird wie folgt geändert: 

In Absatz 5 wird in der Nummer 4 der Punkt 
durdi ein Komma ersetzt und folgende Num- 
mer 5 angefügt: 

„5. Gewerbetreibende, die lediglich zur Fi- 
nanzierung der von ihnen abgeschlosse- 
nen Warenverkäufe den Abschluß von 
Verträgen über Darlehen vermitteln oder 
die Gelegenheit zum Abschluß solcher 
Verträge nachweisen." 


1. Titel IV (§§ 64 bis 71) erhält folgende Fassung: 

„TITEL IV 

Messen, Ausstellungen, Märkte 

§ 64 
Messe 

Eine Messe ist eine zeitlich begrenzte, im all- 
gemeinen regelmäßig wiederkehrende Veran- 
staltung, auf der eine Vielzahl von Ausstellern 
das wesentliche Angebot eines oder mehrerer 
Wirtschaftszweige ausstellt und überwiegend 
nach Muster und überwiegend an gewerbliche 
Wiederverkäufer, gewerbliche Verbraucher oder 
Großabnehmer vertreibt. 


02. Titel III (Reisegewerbe) wird wie folgt geändert: 

a) § 60 a wird wie folgt geändert: 

In Absatz 2 Satz 2 wird das Wort „Jahrmärk- 
ten" durch das Wort „Volksfesten" ersetzt. 

b) Nach § 60 a wird folgender § 60 b eingefügt: 

„§ 60 b 
Volksfest 

(1) Ein Volksfest ist eine im allgemeinen 
regelmäßig wiederkehrende, zeitlich begrenz- 
te Veranstaltung, auf der eine Vielzahl von 
Anbietern Schaustellungen, Musikaufführun- 
gen, unterhaltende Vorstellungen oder son- 
stige Lustbarkeiten im Sinne des § 55 Abs. 1 
Nr. 3 darbietet und Waren feilbietet, die 
üblicherweise auf Veranstaltungen dieser Art 
angeboten werden. 

(2) § 68 a Satz 1 erster Halbsatz und Satz 2 
sowie die §§69 bis 71 a finden entsprechende 
Anwendung; jedoch bleiben die §§ 55 bis 
60 a und 60 c bis 63 unberührt." 

c) §§ 60 b und 60 c werden §§ 60 c und 60 d. 


1. Titel IV (§§ 64 bis 71) erhält folgende Fassung: 

„TITEL IV 

Messen, Ausstellungen, Märkte 

§ 64 
Messe 

( 1 ) Eine Messe ist eine zeitlich begrenzte, im 
allgemeinen regelmäßig wiederkehrende Veran- 
staltung, auf der eine Vielzahl von Ausstellern 
das wesentliche Angebot eines oder mehrerer 
Wirtschaftszweige ausstellt und überwiegend 
nach Muster an gewerbliche Wiederverkäufer, 
gewerbliche Verbraucher oder Großabnehmer 
vertreibt. 

(2) Der Veranstalter kann in beschränktem 
Umfang an einzelnen Tagen während bestimm- 
ter Öffnungszeiten Letztverbraucher zum Kauf 
zulassen. 
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Entwurf Beschlüssedes 9. Ausschusses 

§ 65 § 65 

Ausstellung unverändert 

Eine Ausstellung ist eine zeitlich begrenzte 
Veranstaltung, auf der eine Vielzahl von Aus- 


stellern ein repräsentatives Angebot eines oder 
mehrerer Wirtschaftszweige oder Wirtschaftsge- 
biete ausstellt und vertreibt oder über dieses 
Angebot zum Zweck der Absatzförderung infor- 
miert. 

§ 66 

Großmarkt 

Ein Großmarkt ist eine Veranstaltung, auf der 
eine Vielzahl von Anbietern bestimmte Waren 
oder Waren aller Art überwiegend an gewerb- 
liche Wiederverkäufer, gewerbliche Verbraucher 
oder Großabnehmer vertreibt. 

§ 67 

Wochenmarkt 

(1) Ein Wochenmarkt ist eine regelmäßig wie- 
derkehrende zeitlich begrenzte Veranstaltung, 
auf der eine Vielzahl von Anbietern eine oder 
mehrere der folgenden Warenarten feilbietet: 

1. Lebensmittel im Sinne des § 1 des Lebens- 
mittel- und Bedarfsgegenständegesetzes vom 
15. August 1974 {Bundesgesetzbl. I S. 1945) 
mit Ausnahme alkoholischer Getränke; 

2. Produkte des Obst- und Gartenbaues, der 
Land- und Forstwirtschaft und der Fischerei; 

3. rohe Naturerzeugnisse mit Ausnahme des 
größeren Viehs. 

(2) Die Landesregierungen können zur Anpas- 
sung des Wochenmarktes an die wirtschaftliche 
Entwicklung und die örtlichen Bedürfnisse der 
Verbraucher durch Rechts Verordnung bestimmen, 
daß über Absatz 1 hinaus bestimmte Waren des 
täglichen Bedarfs auf allen oder bestimmten 
Wochenmärkten feilgeboten werden dürfen. Sie 
können diese Ermächtigung durch Rechtsverord- 
nung auf oberste Landesbehörden mit der Be- 
fugnis zur Weiterübertragung auf andere Behör- 
den übertragen. 

§ 68 

Spezialmarkt und Jahrmarkt 

(1) Ein Spezialmarkt ist eine im allgemeinen 
regelmäßig in größeren Zeitabständen wieder- 
kehrende, zeitlich begrenzte Veranstaltung, auf 
der eine Vielzahl von Anbietern bestimmte 
Waren feilbietet. 

(2) Ein Jahrmarkt ist eine im allgemeinen re- 
gelmäßig in größeren Zeitabständen wiederkeh- 
rende, zeitlich begrenzte Veranstaltung, auf der 
eine Vielzahl von Anbietern Waren aller Art 
feilbietet. 


§ 66 

Großmarkt 

Ein Großmarkt ist eine Veranstaltung, auf der 
eine Vielzahl von Anbietern bestimmte Waren 
oder Waren aller Art im wesentlichen an ge- 
werbliche Wiederverkäufer, gewerbliche Ver- 
braucher oder Großabnehmer vertreibt. 

§ 67 

unverändert 


§ 68 

Spezialmarkt und Jahrmarkt 
(1) unverändert 


(2) unverändert 
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Entwurf 


§ 68 a 

Verabreichen von Getränken und Speisen 

Auf Jahrmärkten dürfen alkoholfreie Getränke 
und zubereitete Speisen, auf anderen Veranstal- 
tungen im Sinne der §§ 64 bis 68 Kostproben 
zum Verzehr an Ort und Stelle verabreicht wer- 
den. Im übrigen gelten für das Verabreichen von 
Getränken und zubereiteten Speisen zum Ver- 
zehr an Ort und Stelle die allgemeinen Vor- 
schriften. 

§ 69 

Festsetzung 

(1) Die zuständige Behörde hat auf Antrag des 
Veranstalters eine Veranstaltung, die die Vor- 
aussetzungen der §§ 64, 65, 66, 67 oder 68 erfüllt, 
nach Gegenstand, Zeit, Öffnungszeiten und Platz 
für jeden Fall der Durchführung schriftlich fest- 
zusetzen. Auf Antrag können, sofern Gründe des 
öffentlichen Interesses nicht entgegenstehen, 
Großmärkte, Wochenmärkte, Spezialmärkte und 
Jahrmärkte auf Dauer, Messen und Ausstellun- 
gen für die innerhalb von zwei Jahren vorge- 
sehenen Veranstaltungen festgesetzt werden. 

(2) Die Festsetzung eines Wochenmarktes, 
eines Jahrmarktes oder eines Spezialmarktes 
verpflichtet den Veranstalter zur Durchführung 
der Veranstaltung. 

(3) Wird eine festgesetzte Messe oder Aus- 
stellung oder ein festgesetzter Großmarkt nicht 
oder nicht mehr durchgeführt, so hat der Veran- 
stalter dies der zuständigen Behörde unverzüg- 
lich schriftlich anzuzeigen. 

§ 69 a 

Ablehnung der Festsetzung, Auflagen 

(1) Der Antrag auf Festsetzung ist abzulehnen, 
wenn 

1. die Veranstaltung nicht die in den §§ 64, 65, 
66, 67 oder 68 aufgestellten Voraussetzungen 
erfüllt oder 

2. Tatsachen die Annahme reditfertigen, daß der 
Antragsteller oder eine der mit der Leitung 
der Veranstaltung beauftragten Personen die 
für die Durchführung der Veranstaltung er- 
forderliche Zuverlässigkeit nicht besitzt oder 

3. die Durchführung der Veranstaltung dem öf- 
fentlichen Interesse widerspricht, insbeson- 
dere der Schutz der Veranstaltungsteilnehmer 


Beschlüsse des 9. Ausschusses 

(3) Aut einem Spezialmarkt oder Jahrmarkt 
können auch Tätigkeiten im Sinne des § 60 b 
Abs. 1 ausgeübt werden; die §§55 bis 60 a und 
60 c bis 63 bleiben unberührt. 

§ 68 a 

Verabreichen von Getränken und Speisen 

Auf Märkten dürfen alkoholfreie Getränke 
und zubereitete Speisen, auf anderen Veranstal- 
tungen im Sinne der §§ 64 bis 68 Kostproben zum 
Verzehr an Ort und Stelle verabreicht werden. 
Im übrigen gelten für das Verabreichen von Ge- 
tränken und zubereiteten Speisen zum Verzehr 
an Ort und Stelle die allgemeinen Vorschriften. 

§ 69 

Festsetzung 

(1) Die zuständige Behörde hat auf Antrag des 
Veranstalters eine Veranstaltung, die die Vor- 
aussetzungen der §§ 64, 65, 66, 67 oder 68 erfüllt, 
nach Gegenstand, Zeit, Öffnungszeiten und Platz 
für jeden Fall der Durchführung schriftlich fest- 
zusetzen. Auf Antrag können, sofern Gründe des 
öffentlichen Interesses nicht entgegenstehen, 
Volksfeste, Großmärkte, Wochenmärkte, Spezial- 
märkte und Jahrmärkte für einen längeren Zeit- 
raum oder auf Dauer, Messen und Ausstellungen 
für die innerhalb von zwei Jahren vorgesehenen 
Veranstaltungen festgesetzt werden. 

(2) unverändert 


(3) unverändert 


§ 69 a 

Ablehnung der Festsetzung, Auflagen 

(1) Der Antrag auf Festsetzung ist abzulehnen, 
wenn 

1. unverändert 


2. unverändert 


3. die Durchführung der Veranstaltung dem öf- 
fentlichen Interesse widerspricht, insbeson- 
dere der Schutz der Veranstaltungsteilnehmer 


9 



Drucksache 7/4846 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Entwurf 

vor Gefahren für Leben oder Gesundheit 
nicht gewährleistet ist. 


(2) Die zuständige Behörde kann im öffent- 
lichen Interesse, insbesondere wenn dies zum 
Schutz der Veranstaltungsteilnehmer vor Gefah- 
ren für Leben oder Gesundheit erforderlich ist, 
die Festsetzung mit Auflagen verbinden; nach- 
trägliche Auflagen sind zulässig. 


§ 69 b 

Änderung und Aufhebung der Festsetzung 

(1) Die zuständige Behörde kann in dringen- 
den Fällen vorübergehend die Zeit, die Öff- 
nungszeiten und den Platz der Veranstaltung 
abweichend von der Festsetzung regeln. 

(2) Die zuständige Behörde hat die Festset- 
zung zurückzunehmen, wenn bei ihrer Erteilung 
ein Ablehnungsgrund nach § 69 a Abs. 1 Nr. 3 
Vorgelegen hat; im übrigen kann sie die Fest- 
setzung zurücknehmen, wenn nachträglich Tat- 
sachen bekannt werden, die eine Ablehnung der 
Festsetzung gerechtfertigt hätten. Sie hat die 
Festsetzung zu widerrufen, wenn nachträglich 
ein Ablehnungsgrund nach § 69 a Abs. 1 Nr. 3 
eintritt; im übrigen kann sie die Festsetzung 
widerrufen, wenn nachträglich Tatsachen eintre- 
ten, die eine Ablehnung der Festsetzung recht- 
fertigen würden. 

(3) Auf Antrag des Veranstalters hat die zu- 
ständige Behörde die Festsetzung zu ändern; 
§ 69 a gilt entsprechend. Auf Antrag des Veran- 
stalters hat die zuständige Behörde die Festset- 
zung aufzuheben, die Festsetzung eines Wochen- 
marktes jedoch nur, wenn die Durchführung der 
Veranstaltung dem Veranstalter nicht zugemutet 
werden kann. 

§ 70 

Recht zur Teilnahme an einer Veranstaltung 

(1) Jedermann, der dem Teilnehmerkreis der 
festgesetzten Veranstaltung angehört, ist nach 
Maßgabe der für alle Veranstaltungsteilnehmer 
geltenden Bestimmungen zur Teilnahme an der 
Veranstaltung berechtigt. 

(2) Der Veranstalter kann, wenn es für die Er- 
reichung des Veranstaltungszwecks erforderlich 
ist, die Veranstaltung auf bestimmte Aussteller- 
gruppen, Anbietergruppen und Besuchergruppen 
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vor Gefahren für Leben oder Gesundheit 
nicht gewährleistet ist oder sonstige erheb- 
liche Störungen der öffentlichen Sicherheit 
oder Ordnung zu befürchten sind oder 

4. die Veranstaltung, soweit es sich um einen 
Spezialmarkt oder einen Jahrmarkt handelt, 
vollständig oder teilweise in Ladengeschäften 
abgehalten werden soll. 

(2) Die zuständige Behörde kann im öffent- 
lichen Interesse, insbesondere wenn dies zum 
Schutz der Veranstaltungsteilnehmer vor Gefah- 
ren für Leben oder Gesundheit oder sonst zur 
Abwehr von erheblichen Gefahren für die öffent- 
liche Sicherheit oder Ordnung erforderlich ist, 
die Festsetzung mit Auflagen verbinden; nach- 
trägliche Auflagen sind zulässig. 

§ 69 b 

unverändert 


§ 70 

unverändert 
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beschränken, soweit dadurch gleichartige Unter- 
nehmen nicht ohne sachlich gerechtfertigten 
Grund unmittelbar oder mittelbar unterschiedlich 
behandelt werden. 

(3) Der Veranstalter kann aus sachlich ge- 
rechtfertigten Gründen, insbesondere wenn der 
zur Verfügung stehende Platz nicht ausreicht, 
einzelne Aussteller, Anbieter oder Besucher von 
der Teilnahme ausschließen. 

§ 70 a 

Untersagung der Teilnahme 
an einer Veranstaltung 

Die zuständige Behörde kann einem Aussteller 
oder Anbieter die Teilnahme an einer bestimm- 
ten Veranstaltung oder einer oder mehreren 
Arten von Veranstaltungen im Sinne der §§ 64 
bis 68 untersagen, wenn Tatsachen die Annahme 
rechtfertigen, daß er die hierfür erforderliche Zu- 
verlässigkeit nicht besitzt. 

§ 70b 

Anbringung von Name und Firma 

Auf Veranstaltungen im Sinne der §§ 65 bis 
68 finden die Vorschriften des § 15 a über die 
Anbringung des Namens und der Firma entspre- 
chende Anwendung; außerdem ist die Anschrift 
anzubringen. 

§ 71 

Vergütung 

Der Veranstalter darf bei Wochenmärkten 
eine Vergütung nur für die Überlassung von 
Raum und Ständen und für die Inanspruchnahme 
von Versorgungseinrichtungen und Versor- 
gungsleistungen einschließlich der Abfallbeseiti- 
gung fordern. Landesrechtliche Bestimmungen 
über die Erhebung von Benutzungsgebühren 
durch Gemeinden und Gemeindeverbände blei- 
ben unberührt. 

§ 71a 

öffentliche Sicherheit und Ordnung 

(1) Die Landesregierungen können durch 
Rechtsverordnung Vorschriften zur Aufrechter- 
haltung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung 
auf Veranstaltungen im Sinne der §§ 64 bis 68 
erlassen. Sie können diese Ermächtigung durch 
Rechtsverordnung auf oberste Landesbehörden 
mit der Befugnis zur Weiterübertragung auf 
andere Behörden übertragen. 

(2) Die zuständige Behörde kann zur Durch- 
setzung der Verpflichtungen, die sich aus der 
nach Absatz 1 erlassenen Rechtsverordnung er- 
geben, gegenüber dem Veranstalter und den 
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§ 70 a 

unverändert 


§ 70 b 

unverändert 


§ 71 

Vergütung 

Der Veranstalter darf bei Volksfesten, Wo- 
chenmärkten, Spezialmärkten und Jahrmärkten 
eine Vergütung nur für die Überlassung von 
Raum und Ständen und für die Inanspruchnahme 
von Versorgungseinrichtungen und Versor- 
gungsleistungen einschließlich der Abfallbeseiti- 
gung fordern. Landesrechtliche Bestimmungen 
über die Erhebung von Benutzungsgebühren 
durch Gemeinden und Gemeindeverbände blei- 
ben unberührt. 

§ 71 a 

öffentliche Sicherheit und Ordnung 

Den Ländern bleibt es Vorbehalten, Vorschrif- 
ten zur Aufrechterhaltung der öffentlichen Sicher- 
heit und Ordnung auf Veranstaltungen im Sinne 
der §§ 64 bis 68 zu erlassen." 


Absatz 2 entfällt 
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Veranstaltungsteilnehmern bei einem Verstoß 
gegen die nach Absatz 1 erlassene Rechtsver- 
ordnung die erforderlichen Anordnungen er- 
lassen." 


2. § 24 wird wie folgt geändert: 


Nummer 2 entfällt hier 


In Absatz 1 Nr. 2 werden die Worte „nach Bun- 
des- oder Landesrecht zuständigen" ersetzt durch 
die Worte „nach Bundesrecht zuständigen oder 
gemäß § 155 Abs. 2 bestimmten". 


siehe Nummer 01 Buchstabe b 


3. § 146 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Nummer 1 erhält folgende Fassung: 

„1. entgegen einer vollziehbaren An- 
ordnung nach § 35 Abs. 1 Satz 1 oder 
2, auch in Verbindung mit Abs. 9, 
ein Gewerbe ausübt oder einer voll- 
ziehbaren Auflage nach § 35 Abs. 2 
Satz 2, auch in Verbindung mit 
Abs. 9, zuwiderhandelt,"; 

bb) in Nummer 2 wird das Wort „oder" 
durch ein Komma ersetzt; 

cc) nach Nummer 3 werden der Punkt durch 
ein Komma ersetzt und folgende Num- 
mern 4 und 5 angefügt: 

„4. einer auf Grund des § 71 a Abs. 1 er- 
lassenen Rechtsverordnung zuwider- 
handelt, soweit sie für einen be- 
stimmten Tatbestand auf diese Buß- 
geldvorschrift verweist, oder 

5. einer vollziehbaren Anordnung nach 
§ 71 a Abs. 2 zuwiderhandelt." 

b) Absatz 2 wird gestrichen. 

c) Absatz 3 wird Absatz 2; er wird wie folgt 

geändert: 

aa) In Nummer 4 werden nach den Worten 
„entgegen § 35 Abs. 3 a" ein Komma und 
die Worte „auch in Verbindung mit 
Abs. 9," eingefügt; 

bb) in Nummer 5 werden die Worte „§ 66 
Abs. 1 oder 2" ersetzt durch die Worte 
„§ 67 Abs. 1 oder 2"; 


3. Titel X (Straf- und Bußgeldvorschriften) wird wie 
folgt geändert: 

A) § 145 wird wie folgt geändert: 

In Absatz 3 werden in Nummer 9 die Worte 
„§ 60 b Abs. 1" durch „§ 60 c Abs. 1" und in 
Nummer 10 die Worte „§ 60 c Abs. 1" durch 
„§ 60 d Abs. 1 “ ersetzt. 

B) § 146 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Nummer 1 erhält folgende Fassung: 

„ 1 . entgegen einer vollziehbaren An- 
ordnung nach § 35 Abs. 1 Satz 1 
oder 2, auch in Verbindung mit 
Abs. 9, ein Gewerbe ausübt oder 
einer vollziehbaren Auflage nach 
§ 35 Abs. 2 Satz 2, auch in Ver- 
bindung mit Abs. 9, zuwiderhan- 
delt,"; 

Doppelbuchstabe bb entfällt 

Doppelbuchstabe cc entfällt 


b) unverändert 

c) Absatz 3 wird Absatz 2; er wird wie folgt 
geändert: 

aa) unverändert 


bb) unverändert 
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cc) die Nummern 6 und 7 werden durch fol- 
gende Nummern 6 bis 9 ersetzt: 

„6. entgegen § 69 Abs. 3 eine Anzeige 
nicht, nicht richtig oder nicht recht- 
zeitig erstattet, 


7. einer vollziehbaren Auflage nach 
§ 69 a Abs. 2 zuwiderhandelt, 


8. entgegen einer vollziehbaren Unter- 
sagung nach § 70 a an einer Veran- 
staltung teilnimmt, 


9. entgegen § 70 b in Verbindung mit 
§ 15 a Name, Firma oder Anschrift 
nicht oder nicht in der vorgeschrie- 
benen Weise anbringt oder"; 


dd) Nummer 8 wird Nummer 10. 


cc) die Nummern 6 und 7 werden durch 
folgende Nummern 6 bis 9 ersetzt: 

„6. entgegen § 69 Abs. 3, auch in 
Verbindung mit § 60 b Abs. 2 
erster Halbsatz, eine Anzeige 
nicht, nicht richtig oder nicht 
rechtzeitig erstattet, 

7. einer vollziehbaren Auflage nach 
§ 69 a Abs. 2, auch in Verbindung 
mit § 60 b Abs. 2 erster Halbsatz, 
zuwiderhandelt, 

8. entgegen einer vollziehbaren Un- 
tersagung nach § 70 a, auch in 
Verbindung mit § 60 b Abs. 2 
erster Halbsatz, an einer Veran- 
staltung teilnimmt, 

9. entgegen § 70 b, auch in Verbin- 
dung mit § 60 b Abs. 2 erster 
Halbsatz, Name, Firma oder An- 
schrift nicht oder nicht in der vor- 
geschriebenen Weise anbringt 
oder" ; 

dd) unverändert 


d) Absatz 4 wird Absatz 3; er erhält folgende 
Fassung: 

,,(3) Die Ordnungs Widrigkeit kann in 
den Fällen des Absatzes 1 mit einer Geld- 
buße bis zu zehntausend Deutsche Mark, 
im Falle des Absatzes 2 Nr. 7 mit einer 
Geldbuße bis zu fünftausend Deutsche 
Mark, in den übrigen Fällen des Absat- 
zes 2 mit einer Geldbuße bis zu zweitau- 
send Deutsche Mark geahndet werden." 


4. § 148 wird wie folgt geändert: C) § 148 wird wie folgt geändert: 

In Nummer 2 werden nach den Worten „§146 unverändert 

Abs. 1," die Worte „Abs. 2," gestrichen. 


5. Folgender § 148 a wird eingefügt: 

„§ 148 a 

Strafbare Verletzung von Prüferpflichten 

(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder 
mit Geldstrafe wird bestraft, wer als Prüfer oder 
als Gehilfe eines Prüfers über das Ergebnis einer 
Prüfung nach [§ 10 b] Abs. 1 oder 2 der Makler- 
und Bauträgerverordnung in der Fassung der 
Bekanntmachung vom . . . (Bundesgesetzbl. I 
S. . . ,) falsch berichtet oder erhebliche Umstände 
im Bericht verschweigt. 

(2) Handelt der Täter gegen Entgelt oder in 
der Absicht, sich oder einen anderen zu berei- 
chern oder einen anderen zu schädigen, so ist die 
Strafe Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder 
Geldstrafe." 


D) Folgender § 148 a wird eingefügt: 

r,§ 148 a 

Strafbare Verletzung von Prüferpflichten 

(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren 
oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer als 
Prüfer oder als Gehilfe eines Prüfers über das 
Ergebnis einer Prüfung nach § 16 Abs. 1 oder 
2 der Makler- und Bauträgerverordnung in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 11. Juni 
1975 (Bundesgesetzbl. I S. 1351) falsch berich- 
tet oder erhebliche Umstände im Bericht ver- 
schweigt. 

(2) unverändert 
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6. In § 150 Abs. 2 Satz 1 werden die Worte „nach 
Landesrecht zuständigen"' durch die Worte „ge- 
mäß § 155 Abs. 2 bestimmten" ersetzt. 


Artikel 2 

übergangsvorschriften 

(1) Wer auf Grund einer alten Berechtigung oder 
einer Festsetzung eine Veranstaltung nach §§ 64 bis 
71 der Gewerbeordnung in der bis zum Inkrafttre- 
ten dieses Gesetzes geltenden Fassung wiederholt 
oder dauernd durchführen darf, hat dies innerhalb 
eines Jahres nach Inkrafttreten dieses Gesetzes der 
zuständigen Behörde anzuzeigen. Diese entscheidet 
über die Zuordnung der Veranstaltung zu den §§64 
bis 68 der Gewerbeordnung und teilt ihre Entschei- 
dung kostenfrei und schriftlich dem Berechtigten 
mit. Die Zuordnung gilt im Umfang der alten Be- 
rechtigung oder Festsetzung als Festsetzung nach 
§ 69 Abs. 1 der Gewerbeordnung. Wird die Anzeige 
nicht oder nicht rechtzeitig erstattet, so erlischt die 
Berechtigung oder Festsetzung. 

(2) Auf Grund des § 65 Abs. 3, § 66 Abs. 2, § 69 
oder § 70 Abs. 2 der Gewerbeordnung in der bis 
zum Inkrafttreten dieses Gesetzes geltenden Fas- 
sung erlassene Rechtsvorschriften gelten bis zu ihrer 
Aufhebung durch die zuständige Stelle fort, soweit 
sie nicht mit den vorstehenden Vorschriften in Wi- 
derspruch stehen. 

(3) § 155 Abs. 2 der Gewerbeordnung gilt ent- 
sprechend. 

Artikel 3 

Bezugnahme auf Vorschriften 

Verweisungen auf Vorschriften, die durch dieses 
Gesetz aufgehoben oder geändert werden, gelten als 
Verweisungen auf die entsprechenden Vorschriften 
dieses Gesetzes. 

Artikel 4 

Aufhebung von Vorschriften 

Es werden aufgehoben: 

1. Bayern 

Die bayerische Verordnung, den Marktverkehr 
betreffend vom 25. Juni 1868 (Bereinigte Samm- 
lung des bayerischen Landesrechts IV S. 9) ; 


Beschlüsse des 9. Ausschusses 

E) In § 150 Abs. 2 Satz 1 werden die Worte 
„nach Landesrecht zuständigen" durch die 
Worte „gemäß § 155 Abs. 2 bestimmten" er- 
setzt. 

4. Folgender § 156 wird eingefügt: 

„§ 156 

Berlin-Klausel 

Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses Ge- 
setzes erlassen werden, gelten im Land Berlin 
nach § 14 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1)." 

Artikel 2 
unverändert 


Artikel 3 
unverändert 


Artikel 4 

Aufhebung von Vorschriften 

Es werden aufgehoben: 

1. unverändert 
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2. Berlin 

Die §§ 76, 84 und 85 der Allgemeinen Gewerbe- 
ordnung vom 17. Januar 1845 (Gesetz- und Ver- 
ordnungsblatt für Berlin, Sonderband I, Gliede- 
rungsnummer 7101 - 1); 

3. Hessen 

Die §§ 100, 102 der hessischen Ausführungsver- 
ordnung zur Gewerbeordnung vom 20. März 1912 
(Hessisches Regierungsblatt S. 48), zuletzt ge- 
ändert durch Verordnung vom 1. April 1969 (Ge- 
setz- und Verordnungsblatt für das Land Hessen 
IS. 61); 


4. Rheinland-Pfalz 

Die §§ 100, 102 der Ausführungsverordnung zur 
Gewerbeordnung (für den ehemaligen Regie- 
rungsbezirk Rheinhessen) vom 20. März 1912 in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 11. Mai 
1970 (Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land 
Rheinland-Pfalz, Sondernummer Rheinhessen, 
S, 97) ; 

5. Nordrhein-Westfalen 

Die §§ 76, 77, 84 und 85 der Allgemeinen Ge- 
werbeordnung vom 17. Januar 1845 (Sammlung 
des in Nordrhein-Westfalen geltenden preußi- 
schen Rechts S. 119). 


Artikel 5 

Änderung anderer Gesetze 

(1) Das Vierte Bundesgesetz zur Änderung der 
Gewerbeordnung vom 5. Februar 1960 (Bundesge- 
setzbL I S. 61) wird wie folgt geändert: 

In Artikel XIV Satz 2 werden die Worte „in der aus 
diesem Gesetz sich ergebenden Fassung" gestrichen. 

(2) Das Gesetz zur Änderung der Gewerbeord- 
nung und über die Einrichtung eines Gewerbezen- 
tralregisters vom 13. Juni 1974 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1281) wird wie folgt geändert: 

In Artikel IV Abs. 2 werden die Worte „§ 146 
Abs. 3 Nr. 5 und 6" ersetzt durch die Worte „§ 146 
Abs. 3 Nr. 7\ 

(3) Das Gaststättengesetz vom 5. Mai 1970 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 465, 1298), zuletzt geändert durch 
das Bundes-Immissionsschutzgesetz vom 15. März 
1974 (Bundesgesetzbl. I S. 721), wird wie folgt ge- 
ändert: 

1. § 12 Abs. 2 wird gestrichen. 

2. In § 28 wird folgende Nummer 5 a eingefügt: 

„5 a. entgegen § 13 Abs. 2 den Namen oder die 
Wohnung nicht oder nicht in der vorge- 
schriebenen Weise angibt,". 
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2. unverändert 


3. Hessen 

Die §§ 100, 102 der hessischen Ausführungsver- 
ordnung zur Gewerbeordnung vom 20. März 1912 
(Hessisches Regierungsblatt S. 48), zuletzt ge- 
ändert durch Verordnung vom 2. Dezember 1975 
(Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land 
Hessen I S. 276) und durch Anordnung vom 
2. Dezember 1975 (Gesetz- und Verordnungsblatt 
für das Land Hessen I S. 278); 

4. unverändert 


5. unverändert 


Artikel 5 

Änderung anderer Gesetze 
Absatz 1 entfällt 


(2) unverändert 


(3) unverändert 
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(4) Das Gesetz über den Ladenschluß vom 28. No- 
vember 1956 (Bundesgesetzbl. I S. 875), zuletzt ge- 
ändert durch Artikel 23 des Zuständigkeitslocke- 
rungsgesetzes vom 10. März 1975 (Bundesgesetzbl. I 
S. 685), wird wie folgt geändert: 

1. § 19 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) Das Wort „Wochenmärkten" wird jeweils 
durch die Worte „Messen, Ausstellungen, 
Groß- und Wochenmärkten" ersetzt; 

b) es wird folgender Satz 2 angefügt: 

„Sie kann darüber hinaus im Einzel fall zu- 
lassen, daß auf Messen und Ausstellungen bis 
zum Ende der behördlich festgesetzten Öff- 
nungszeiten Waren an den letzten Verbrau- 
cher feilgehalten werden, wenn der Zweck 
der Messe oder Ausstellung dies erfordert." 

2. § 19 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Im übrigen bleibt es bei den Vorschriften 
der §§ 64 bis 71 a der Gewerbeordnung, insbe- 
sondere bei den auf Grund des § 69 Abs. 1 Satz 1 
der Gewerbeordnung festgesetzten Öffnungszei- 
ten für Messen, Ausstellungen und Märkte." 

Artikel 6 

Der Bundesminister für Wirtschaft wird ermäch- 
tigt, den Wortlaut der Gewerbeordnung in der gel- 
tenden Fassung mit neuem Datum und neuer Para- 
graphenfolge bekanntzumachen und dabei Unstim- 
migkeiten des Wortlauts zu beseitigen sowie ge- 
genstandslos gewordene Vorschriften zu streichen. 


Artikel 7 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 
Rechtsverordnungen die auf Grund dieses Gesetzes 
erlassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 
des Dritten Überleitungsgesetzes. 

Artikel 8 

Dieses Gesetz tritt am . . . (etwa ein Jahr nach. 
Verkündung) in Kraft. Vorschriften dieses Gesetzes, 
die zum Erlaß von Rechtsverordnungen ermächtigen, 
Artikel 2 Abs. 3 und Artikel 5 Abs. 3 Nr. 2 treten 
am Tage nach der Verkündung in Kraft. 
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(4) Das Gesetz über den Ladenschluß vom 28. No- 
vember 1956 (Bundesgesetzbl. I S. 875), zuletzt ge- 
ändert durch Artikel 23 des Zuständigkeitslocke- 
rungsgesetzes vom 10. März 1975 (Bundesgesetzbl. I 
S. 685), wird wie folgt geändert; 

1. In § 19 Abs. 1 wird jeweils das Wort „Wochen- 
märkten" durch die Worte „Groß- und Wochen- 
märkten" ersetzt. 


2. unverändert 


Artikel 6 

Der Bundesminister für Wirtschaft wird ermäch- 
tigt, den Wortlaut der Gewerbeordnung in der gel- 
tenden Fassung mit neuem Datum und neuer Para- 
graphenfolge bekanntzumachen, die Paragraphen 
mit übersdiriften zu versehen, Unstimmigkeiten des 
Wortlauts zu beseitigen sowie gegenstandslos ge- 
wordene Vorschriften zu streichen. 

Artikel 7 
unverändert 


Artikel 8 

(1) Dieses Gesetz tritt am ersten Tage des auf die 
Verkündung folgenden zehnten Kalendermonats in 
Kraft, soweit nichts anderes bestimmt ist. 


(2) Abweichend von Absatz 1 treten in Kraft: 

1. Vorschriften dieses Gesetzes, die zum Erlaß von 
Rechtsverordnungen ermächtigen, Artikel 1 Nr. 
01 Buchstabe b und Buchstabe c, Artikel 2 Abs. 3 
und Artikel 5 Abs. 3 Nr. 2 am Tage nach der 
Verkündung, 

2. Artikel 1 Nr. 01 Buchstabe a am ersten Tag des 
auf die Verkündung folgenden dritten Kalender- 
monats. 


16 



